Warum fusionieren Gemeinden im Kanton Luzern?

Weil Fusionieren auch viele Vorteile bringt

Im Hitzkirchertal sind die Grundlagen für die Fusion von elf Gemeinden dem Projektrat vorgestellt worden. Als nächstes haben die Gemeinden zu entscheiden, ob sie sich an der Fusion beteiligen oder nicht. Welche Zukunftsszenarien gibt es im einen oder anderen Fall? Wir haben diese Frage an Bruno Keel vom Amt für Gemeinden gerichtet.

Im Kanton Luzern sind fünf Fusionen beschlossene Sachen, drei kommen demnächst zur Abstimmung, viele Gemeinden überlegen sich eine Fusion. Warum fusionieren Gemeinden?

Bruno Keel: Der neuen Finanzausgleich hat es an den Tag gebracht, dass kleine Gemeinden mit 95 Prozent Mindestausstattung und dem Lastenausgleich in der Regel nicht zurande kommen. Um überleben zu können, bräuchten sie 120 bis 200 Prozent. Es ist die Transparenz des neuen Finanzausgleichs, der Druck auf die kleinen Gemeinden verursacht. 

Es fusionieren auch grössere Gemeinden.

BK: Geht es bei den kleinen Gemeinden um die Frage: Was darf Autonomie kosten, lautet die Fragestellung bei den grossen wie Luzern-Littau: Welches Wettbewerbspotenzial haben wir – interkantonal und gesamtschweizerisch? Hier kann man geteilter Meinung sein und sich fragen, ob man mitmachen will. 

Im Falle von Willisau oder des Michelsamtes war die Fragestellung noch einmal anders.

BK: Die Gemeinden sind heute so stark verflochten, da stellt sich da und dort die Frage: Machen wir mit zwei oder mehreren Verwaltungen und Regierungen nicht x-mal die gleiche Arbeit? Nehmen wir das Beispiel Willisau-Stadt und Willisau-Land. Sie sind so stark zusammengewachsen, dass sie heute praktisch alle Aufgaben gemeinsam lösen. Gleichzeitig aber haben sie zwei Regierungen. Auch solche Überlegungen stehen oft am Anfang einer Fusion.

Es gibt Gemeinden, die wirtschaftlich nicht auf Rosen gebettet sind, gleichzeitig warten sie ab. Wie sieht ihre Perspektive aus?

BK: Ihnen steht eine Auseinandersetzung bevor. Der neue Finanzausgleich stellt den kleinen Gemeinden 95 Prozent der durchschnittlichen Mindestausstattung zur Verfügung. Grössere Gemeinden um die 5 000 Einwohnerinnen und Einwohnern kommen mit 80-90 Prozent über die Runden. Die Kleinen mit 200 bis 400 bräuchten für ihr Funktionieren nebst 95 Prozent des Luzerner Mittels einen Steuerfuss von bis zu 3 Einheiten. Das zeigt doch, dass durchschnittliche Ressourcen einer Luzerner Gemeinde für Kleinstgemeinden nicht ausreichen. In der Folge steigen die Defizite und eigentlich müssten diese Gemeinden ihren Steuerfuss anheben. Die einen entscheiden sich für die Fusionen, die anderen stellen einen Antrag um Sonderbeiträge für ihre Gemeinden. 

Und der Kanton bezahlt? 

BK: Es gibt bereits Beispiele, wo die Sonderbeiträge für eine nachhaltige Sanierung nicht ausreichen, wenn 5-10 Steuerzehntel fehlen. Nun stellt sich die Frage, wie sich die Regierung und der Grosse Rat verhalten: Wird der Maximalsteuerfuss wieder eingeführt oder wird der Finanzausgleich so angepasst, dass ein Maximalsteuerfuss auch für Kleinstgemeinden wieder möglich wird? Ich kann mir keines dieser Szenarios vorstellen. 

Worauf fusst Ihre Aussage, dass Sonderbeiträge nicht ausreichen, um eine kleine Gemeinde nachhaltig zu sanieren?

BK: Es gibt Einzelfallstudien aus Fusionsrechnungen, die aufzeigen, wie viel finanzielle Mittel eine kleine Gemeinde braucht, um autonom zu bleiben. Würde der geforderte Beitrag, den der Kanton in die Fusion mit Hohenrain stecken soll, an Lieli allein ausbezahlt, käme Lieli damit nicht zurande.

Sonderbeiträge werden nicht einfach so bezahlt, sondern sind an Bedingungen geknüpft – an welche?

BK: Gemeinden, die einen Antrag um Sonderbeiträge stellen, werden genau so gründlich untersucht wie Fusionsgemeinden. In beiden Fällen prüfen Fachleute, ob die Investition Sinn macht. Zudem sind mit der Auszahlung von Sonderbeiträgen Auflagen verbunden: Die Gemeinden müssen abspecken – bei der Verwaltung z.B., dann sind sie aufgefordert, Gemeindevermögen zu veräussern, auch wird die Fusionswilligkeit geprüft...

Machen Fusionen immer Sinn?

BK: Fusionen bringen immer einen Gewinn, das kann mit Sicherheit gesagt werden. Im Kanton Luzern führen Fusionen ja nicht zu Gigantismus und übersteigerten Kosten. Wenn sich das Entlebuch zu einer Gemeinde vereinigen würde, wäre das organisatorisch lösbar. Im Vordergrund stünde hier vielmehr die Frage: Wie gehen wir mit den Distanzen um? Hier braucht es neue Lösungen.

Im Hitzkirchertal prüfen elf Gemeinden die Fusion. Es ist denkbar, dass nach Prüfung der Grundlagen die eine oder andere Gemeinde den Alleingang überlegt. Welche Perspektiven sehen Sie hier?

BK: Die Gemeinden im Hitzkirchertal leben von der Mindestausstattung im Finanzausgleich. Das heisst, um erfolgreich zu sein, müssen sie die Kostenseite optimieren. Diejenigen, die sich zusammentun, werden erstarken: Sie können Steuern senken mit der Folge, dass sich vermehrt Leute und Unternehmen ansiedeln. Die Gemeinden mit hohen Steuerfüssen werden stagnieren, die Leute wandern ab, Schulen schliessen.

Wo liegt die Chance für das Hitzkirchertal?

BK: Gemeinsam haben sie ganz andere Möglichkeiten. Sie können in ihrer wunderbaren Gegend Entwicklungsschwerpunkte setzen und andere Gebiete schonen. Sie können eine wirkungsvollere Aufgaben und Investitionspolitik betreiben indem 7'000 Einwohner ihr Geld zusammen legen: nicht ein Bisschen von allem, sondern zentral und gemeinsam. Aber auch bei den dezentralen Aufgaben wird mit Vorteil gemeinsam gearbeitet. Das Ergebnis ist meist professioneller und günstiger. 

Interview: Bernadette Kurmann

Kasten

Die Schulfrage

Im Hitzkirchertal beunruhigt die Nachricht, dass mit der Fusion Schulen geschlossen werden müssen. Deshalb die Frage an Bruno Keel, was passiert mit den Schule, wenn nicht fusioniert wird?

Bruno Keel ist der Meinung, dass die Schulsituation die gleiche ist mit oder ohne Fusion nichts. Er begründet mit dem neuen Finanzausgleich, bei dem Ressourcen- und Lastenausgleich bezahlt werden: „Als Basis dafür sind neu nicht mehr die Ist-Kosten einer Gemeinde ausschlaggebend, sondern die Standardkosten. Das ist der entscheidende Punkt“. Sagt der Fusionsexperte. Denn mit dem neuen Finanzausgleich erfolgten die Zahlungen unabhängig von der Ausgabenpolitik der Gemeinden. Bei den Schulen sei dieser Mechanismus schon vor Jahren eingeführt worden. Nämlich durch die Zahlungen pro Kopf der Schülerinnen und Schüler. Damit müssten die Gemeinden neu in Standardkosten denken: Keel: „Schulen, die teurer sind als die Standardkosten im Kanton, sind nicht länger finanzierbar. Aber dieses Szenario besteht mit oder ohne Fusion.“

Legende

Bruno Keel ist wissenschaftlicher Mitarbeiter beim Amt für Gemeinden und begleitet seit Jahren die Fusionsprojekte im Kanton Luzern. 

